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Vorwort

„Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert, 
es kömmt darauf an, sie zu verändern.“

Karl Marx, 1845 – Sebastian Kurz, 2017

Ein Gespenst geht um in Europa – das Gespenst einer reaktionären 
Gegenreformation. Dabei handelt es sich um eine Mischung aus Post-Demo-
kratie, illiberaler Demokratie und post-politischem Führerstaat. Dessen 
Proponent*innen polarisieren die Gesellschaft durch Sündenbock-Politiken 
der Spaltung, Ausgrenzung und Sozialdisziplinierung (der Fremden, Unpro-
duktiven, Dissidenten). Ihre Rhetorik beruht auf Auslassungen, Lügen, Ver-
drehungen, Provokationen und grotesk überzeichneten Scheinproblemen. 
Für die solcherart „entdeckten Übel“ werden Sündenböcke gesucht, seien es 
Migrant*innen („Einwanderung in das Sozialsystem“), Arbeitslose („Durch-
schummler“) oder kritische Oppositionelle („Linkslinke“). Gesellschaftliche 
Ungleichheitsverhältnisse werden konsequent personalisiert, ihre Opfer 
medial und politisch in Täter*innen verwandelt. Folgerichtig gilt nicht mehr 
die Armut in der drittreichsten Gesellschaft der EU als Skandal, sondern das 
Verhalten der Armen selbst, um diese sogleich zu verfolgen und auszugren-
zen. Wer wie einige Journalist*innen des öffentlichen Rundfunks die Verhält-
nisse benennt, wird offen bedroht. Neben das neoliberale Konzept der 
„marktkonformen Demokratie“ tritt so das autoritäre Konzept einer „herr-
schaftskonformen Berichterstattung“.

Die große Erzählung dieser Gegenreformation ist die der Restauration. 
Rechte politische Eliten wollen hinter 1968 zurück, die Errungenschaften der 
sozialen (und nicht bloß politischen) Demokratisierung der Gesellschaft 
(Mitbestimmung, Gleichstellungspolitik, Instrumente der Armutsbekämp-
fung) rückabwickeln. An ihre Stelle tritt die konstitutionelle Festschreibung 
der Austerität mittels Nulldefizit. An die Stelle des Kampfes um ein nachhal-
tiges Verhältnis von Modernisierung, Wachstum und Ökologie tritt die Vor-
stellung, der Klimawandel sei eine Erfindung der Linken. An die Stelle kol-
lektiver Sicherungsmechanismen tritt das Konzept einer radikalen Individu-
alisierung. Die politische Freiheit zum Dissens wird beseitigt, an ihre Stelle 
tritt die Freiheit, schnell mit dem Auto auf neu zu errichtenden Autobahnen 
zu fahren oder im öffentlichen Raum zu rauchen.

In vielen Ländern wurde diese Gegenreformation einer Rechtswende 
bereits institutionalisiert. In Ungarn, Polen, der Slowakei, der Tschechischen 
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Republik, in Finnland, Slowenien, Italien und Russland, der Türkei und den 
USA ist dieses Gespenst bereits mehr oder weniger zum Staatsgespenst gewor-
den. Auch in Österreich hat der Kantersieg der Rechtspopulist*innen und 
Rechtsextremen bei der Nationalratswahl 2017 zu einer Konstellation geführt, 
in der in einer Mischung aus Austeritätspolitik, Überwachungsstaat und 
repressiver Sozialpolitik die soziale Sicherheit perforiert, demokratische Frei-
heitsrechte beschnitten, die Medienfreiheit beschränkt und die Selbstverwal-
tung der Institutionen sozialer Sicherheit torpediert werden.

Unverstellt geriert sich die türkis-blaue Bundesregierung als Geschäfts-
besorgerin der Reichen und Spekulant*innen, während den abhängig 
Erwerbstätigen und Erwerbslosen zugemutet wird, drastisch unterhalb der 
gesellschaftlichen Möglichkeiten zu leben. Eine mit außerparlamentarischen 
rechtsextremen Bewegungen verknüpfte Bundesregierung bekämpft offen 
arme Kinder, schafft das Asylrecht ab, attackiert die Selbstverwaltung der 
Sozialpartner. Wo Sozialleistungen ausgebaut werden, werden diese durch 
den Abbau anderer Sozialleistungen „gegenfinanziert“.

Allfälliger Widerstand der Verlierer*innen dieser Umwälzung soll durch 
einen rechtlich entsicherten Ausbau des Überwachungs-, Kontroll- und 
Sicherheitsstaates bereits im Vorfeld zersetzt werden. Zwar scheiterte der 
erste, an einen Putsch erinnernde Angriff auf die Staatssicherheit, die BVT-
Affäre. Die Konzentration der Staatsgewalt in Händen der Rechtsextremen 
aber wird absehbar weitere Gelegenheiten mit sich bringen, nicht nur Pfeiler 
keynesianischer Sozialstaatlichkeit, sondern auch die Gewaltenteilung zu 
erschüttern sowie den öffentlichen Raum für politischen Dissens zu schlie-
ßen. Schon hat der Innenminister für eine berittene Polizei gesorgt. Diese 
Symbolik ist unmissverständlich: Nach dem Justizpalastbrand im Juli 1927 
waren unter den 84 getöteten Demonstranten mehr von Pferden zu Tode 
Getrampelte als Erschossene.

Aus der Perspektive der Proponent*innen dieses illiberalen Gespenstes ist 
nun alles so, wie es immer sein wird und wie es schon immer hätte sein sollen. 
In ihrem Verständnis ist die neue Regierungsform keine „historische Phase“, 
sondern der (endlich erreichte) Normalzustand, der dauerhaft zu etablieren ist. 
Francis Fukuyamas „Ende der Geschichte“ erfährt so eine Neuauflage. In die-
ser Konzeption hat die Vorstellung einer Historizität der Politik, einer Ent-
wicklungsoffenheit des Staates und damit einer Dialektik von Bewegungen im 
politischen Wettbewerbsraum keinen Platz. Sie präsentiert sich als beständige, 
ewige und notwendige Ordnung, in der „das Volk“ endlich zu sich kommt. 
Augenfällig steht diese Ordnung aber auf tönernen Füßen, erfordert unent-
wegte Message Control, fortwährend Inszenierung politischer Bilder, die 
andauernde Formatierung von Frames, also gefühlsgeleiteten Einstellungen, 
Werthaltungen und politischen Verhaltensformen. Hohe Zustimmungswerte 
der Bevölkerung müssen beständig gesucht, medial inszeniert werden und in 
die Gouvernementalität, also die Mentalität des Regiert-Werdens, einfließen.
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Die türkis-blaue Wende ist am 15. Oktober 2017 freilich nicht urplötzlich 
und unvorbereitet hereingebrochen. Sie hat sich vielmehr bereits lange vorher 
abgezeichnet: Nämlich durch ein Brüchigwerden alter fordistisch-keynesia-
nistischer Kompromisse, durch eine Erosion der Sozialpartnerschaft, durch 
ein Verblassen rechtsstaatlich fundierter Haltungen in den Medien, der poli-
tischen Klasse und dem Elektorat, durch den unkontrollierten Macht-
zuwachs der vierten (Boulevardmedien und neue Medien) und fünften 
(Lobbying) Gewalt.

Im nur noch scheinbar robusten Gefüge sozialpartnerschaftlicher Kom-
promisse wurde längst von Konkordanz auf Konflikt, von Konsens auf Mehr-
heitsentscheidung umgeschaltet. So gesehen war der 15. Oktober 2017 nichts 
als eine Entpuppung, eine Metamorphose, ein Häutungsprozess, in dem 
(unter Einschluss der NEOS) eine Verfassungsmehrheit zur radikalen Restau-
ration konservativer Machtverhältnisse politisch hergestellt wurde. 60 Pro-
zent der gültigen Stimmen der Nationalratswahl 2017 entfielen teils auf eine 
Führerpartei, die sich ihrer ständisch-bündischen Verpflichtungen weitge-
hend entzogen hat, und teils auf eine Partei von offen antisemitischen und 
rassistischen Rechtsextremen. Dass für 90 Prozent der Wähler*innen die Mig-
rationsfrage die alles entscheidende war, zeigt zum Ersten, dass die Verletz-
lichkeit der mittleren und unteren Mittelschichten durch die Politik neolibe-
raler Austerität den politischen Diskurs weitgehend irrationalisiert hat. Angst 
und Furcht sind nunmehr zentrale Bestimmungsmomente politischen Ver-
haltens. Sie zeigt zum Zweiten, dass die realen Probleme (etwa am Woh-
nungs-, Arbeits- und Bildungsmarkt) größtenteils nicht mehr steuerbar sind, 
weil die politischen Eliten durch Verteilungs-, Privatisierungs- oder Ord-
nungspolitik Sachzwänge geschaffen haben, auf die unentwegt verwiesen 
wird und welche den Denkhorizont des Möglichen massiv beschneiden. Und 
sie zeigt zum Dritten, dass Zivilgesellschaft, aber auch politische Eliten, Par-
teien und Bewegungen nicht nur ihr historisches Gedächtnis verloren haben, 
sondern der neoliberal inspirierte Kapitalismus als Naturerscheinung, als 
natürliches Verhältnis wahrgenommen wird. Eine Gesellschaft jenseits „der 
ganzen ökonomischen Scheiße“ (Karl Marx) scheint nicht mehr denkbar. 
Vieles deutet darauf hin, dass wir nicht nur am Ende der Demokratie, son-
dern auch am Ende der Politik als Arbeit am Utopischen, unmöglich Schei-
nenden stehen. 

Eben dies ist das Gespenst, welches in Europa umgeht. Und es scheint, 
als würde sich sein Grundkonsens ausgehend von den Visegrád-Staaten 
(Polen, Ungarn, Slowakei, Tschechische Republik) mit großer Geschwindig-
keit auf immer mehr europäische Gesellschaften ausbreiten. Seine 
Proponent*innen wähnen sich daher in Österreich sicher. Und in der Tat ist 
seit bald einem Jahr jede politische Opposition wie vom politischen Boden 
getilgt (Grüne), konzeptionell paralysiert (SPÖ) oder mit ihrer Selbstabschaf-
fung an den Grenzen des Korruptionsstrafrechts (Liste Pilz) befasst. Selbst 
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von den Gewerkschaften war und ist bislang nur wenig zu hören. Die Arbei-
terkammern befinden sich im Appeasement-Modus.

Die Linke, wer immer das heute zu sein beansprucht, glaubt nach eige-
nem Bekunden nicht an dieses Gespenst. Diese Botschaft ist allerdings dop-
pelbödig. Denn die Linke glaubt, weil ihr die Analyse fehlt. Folgerichtig lie-
fert sie sich, am Ende hilflos, dem Vormarsch der Gespenster aus. Anstatt 
Widerstand zu formieren, visionäre Gegenwelten zu entwickeln oder durch 
eigene Think-Tanks die im Koalitionspaket von türkis-blau angekündigten 
Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit, ihre Kosten und auf Betroffene hin 
durchzurechnen, verstrickt man sich in einer Rhetorik der Indifferenz nach 
dem Motto „Es liegt ja noch nichts Konkretes vor, das man prüfen kann. Wir 
wissen ja noch nicht, was sie wirklich tun werden.“ Und so weiter. Wer lite-
rarisch bewandert ist, dem kann dazu nur Jura Soyfers unvollendeter Roman 
So starb eine Partei einfallen.

In dieser konzeptionellen und programmatischen Lücke entsteht Oppo-
sition bislang, wenn überhaupt, auf vier Ebenen innerhalb (!) des herrschen-
den Blocks an der Macht:
 – Nämlich zum Ersten zwischen Bund und Ländern, wobei die Länder 

politisch wenig einträgliche Materien dem Bund übertragen (Abschaf-
fung des Art. 12 B-VG), stattdessen Machtpositionen (Lehrer) arrogieren 
und am Ende des Tages die Steuerhoheit zwischen Bund und Ländern 
teilen werden.

 – zum Zweiten zwischen Realkapital und Finanzkapital, wobei diese 
Klemme durch eine weitere Reduktion von Löhnen und Sozialbeiträgen, 
die Ausweitung der maximal zulässigen Tagesarbeitszeit und andere 
Maßnahmen zu Verschärfung der Beschäftigungsbedingungen „gelöst“ 
wird. Nachdem Gewinne der Unternehmen entsteuert und ihre Export-
chancen optimiert wurden, werden sie bei der Mitfinanzierung des 
Gesundheitswesens entlastet. 

 – Zum Dritten innerhalb der politischen Parteien an der Macht, so wenn 
sich relevante Teile der ÖVP mit Bestemm farblich nur als „schwarz“ 
und eben nicht als „türkis“, als christlich-sozial (wie zum Beispiel im 
Österreichischen Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerbund, ÖAAB) und 
eben nicht marktradikal geben. Bereits jetzt rumort es in der bündischen 
Struktur der ÖVP. Hellwach ist die Erinnerung an die langjährige Tradi-
tion des Meuchelns von ÖVP-Parteiobleuten.

 – Zum Vierten mag Politik mitunter darin bestehen, diplomatisch zu ver-
mitteln und sich dabei nicht voreilig festzulegen. Sie kann aber nicht 
nachhaltig darin bestehen, nichts zu sagen. Nach wie vor gelten die 
Regeln der Gruppendynamik. Wenn eine Sozialministerin vom Kanzler 
coram publico zurückgepfiffen wird, macht das keinen schlanken Fuß. 
Mitunter scheint dieser Kanzler einer Ministerriege inhaltlich Bevor-
mundeter vorzustehen, während er die rechtsextremen, rechtspopulisti-
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schen oder offen antieuropäischen Ausritte der FPÖ ganz nach dem Vor-
bild des Schweigekanzlers Schüssel aussitzt oder in ferne Länder fährt. 

Im Ergebnis stehen die Message Control, das Schweigen gegenüber rechtsex-
tremen Programmsätzen und die Idolatrie der Bilder des Kanzlers auf töner-
nen Füßen. Tatsächlich werden die ersten großspurig vorgetragenen Leucht-
turm-Projekte schon wieder beerdigt oder modifiziert. Die Grenzen der Res-
tauration sind deutlich sichtbar: Über die Judikatur des 
Verfassungsgerichtshofes in Fragen der Mindestsicherung, das Sekundärrecht 
der Gemeinschaft oder die Judikatur des Europäischen Gerichtshofes kann 
man sich nicht einfach hinwegsetzen.

Ungeachtet dieser inneren Bruchlinien des Blocks an der Macht aber 
herrscht in dem politischen Milieu, welches sich selbst als „Linke“ bezeichnet, 
(nicht erst) seit Oktober 2017 Orientierungs- und Ratlosigkeit. Die Ersten 
erwarten in Bälde ein „Knittelfeld 2“, also ein Zerbrechen der FPÖ an ihren 
inneren Widersprüchen aufgrund ihrer die Interessen des „kleinen Mannes“ 
systematisch beschädigende Politik. Die Zweiten erwarten ein Zerbrechen 
der ÖVP aufgrund der Widerstände der Bünde gegen den Führungsanspruch 
des autoritär agierenden Parteivorsitzenden. Die Dritten erwarten im Hin-
blick auf jene 48 Prozent der Wähler*innen, die sich einen Führer wünschen, 
die Herausbildung einer charismatischen Herrschaft. Die Vierten rechnen 
damit, dass die bestehende Verfassungsmehrheit für eine konservative Restau-
ration über zwei Legislaturperioden hinweg einen grundlegenden Umbau der 
Institutionen vornehmen wird, welcher das politische System Österreichs 
nachhaltig in Richtung einer illiberalen Demokratie verändern wird. Diese 
vierte Annahme wird durch 85 Prozent der Österreicher*innen plausibilisiert, 
die Österreich den Christlichen vorbehalten und den (in toto als Muslime 
phantasierten) Flüchtlingen sämtliche (Im-)Migrationsrouten schließen wol-
len. Die Fünften sehen den Advent eines autoritären, wenn nicht totalitären 
Staates, dessen gewaltbereite Vorfeldorganisationen tief in der österreichi-
schen Zivilgesellschaft verankert sind. Und in der Tat sind in der Rhetorik 
und den gesellschaftspolitischen Konzepten der Parteien an der Macht aus-
trofaschistische und nationalsozialistische Traditionslinien und Signaturen 
unverkennbar.

Um der zunehmenden Diffusität der Analyse sowie der Ermüdung bzw. 
dem Fehlen politischer Widerständigkeit von links nicht tatenlos zuzusehen, 
haben wir, Nikolaus Dimmel und Tom Schmid, uns im Februar 2018 auch 
angesichts der Erfahrung des vorherrschenden Schweigens der sogenannten 
„Oppositionsparteien“ entschlossen, Anstoß zu einem Diskurs zu geben, der 
allenfalls dazu beitragen könnte, eine kritische Öffentlichkeit in die Lage zu 
versetzen, Türkis-Blau „zu Ende zu denken“. Wir haben dabei zwei Denk-
richtungen eingeschlagen, nämlich zum einen dahingehend, was der res pub-
lica, der societa politica und der Zivilgesellschaft in Aussicht steht, wenn diese 
Regierung bis zum Ende einer oder zweier Legislaturperioden umsetzen 
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könnte, was in ihr programmatisch, nach der Repräsentation von Interessen 
und den personellen Ressourcen der Parteien angelegt ist. Und zum anderen 
dahingehend, welche Handlungen und Maßnahmen denkbar und möglich 
wären, um der Entwicklung hin zu einer illiberalen Demokratie, die zugleich 
auch das Ende des Verfassungsstaates als Fundament der bürgerlichen Demo-
kratie einläuten würde, Einhalt zu gebieten – also diese Politik zu Ende zu 
denken.

Dazu haben wir 200 Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft, Kunst und Kultur drei Fragen gestellt und gebeten, darauf aus ihrem 
je beruflichen und politischen Kontext zu reflektieren. Die Fragen lauteten:
1. Was ist los? Welche historischen, ökonomischen, politischen, sozialen 

und kulturellen Bestimmungsmomente haben zur politischen Ausgangs-
lage nach der Nationalratswahl 2017 geführt? Ist das nun eine politische 
Rechtswende oder eine „radikal gewordene Mitte“? Oder eine Übertrei-
bung der Großen Koalition? Bedeuten den Subalternen Befindlichkeiten 
und Ängste alles, Interessen aber nichts mehr?

2. Was wird geschehen? Kann man prognostizieren, wohin sich die österrei-
chische Gesellschaft in der nächsten Legislaturperiode entwickeln wird? 
Was sind die Konsequenzen dieser Regierung für gesellschaftliche (Klas-
sen-)Strukturen, politische Kultur und Ökonomie, soziale Inklusion 
und Exklusion, gerade aber auch Umwelt/Ökologie?

3. Was tun? Welche Handlungsspielräume bestehen, um Deutungsmacht 
zu erringen, die Eckmarken neoliberaler Gouvernementalität zu erschüt-
tern und linke gesellschaftspolitische Positionen im hegemonialen Pro-
jekt von Türkis-Blau durchzusetzen? Wer ist das historische Subjekt nach 
der repressiven Atomisierung und Auflösung der Arbeiterklasse in einer 
diffusen Mittelschicht? Wer/was kann der/die „organische Intellektuelle“ 
der Linken in den nächsten Jahren sein?

Schließlich waren 50 Personen in der Lage, auf dieses Fragenbündel in relativ 
kurzer Zeit zu antworten. Zwei Drittel der von uns Befragten waren Frauen, 
zwei Drittel der erhaltenen Antworten stammen von Männern. Daran müs-
sen wir noch arbeiten. 

Die vorliegenden Beiträge spiegeln je unterschiedliche Eindrücke, Ein-
schätzungen und Abwägungen wider, vereinen sich aber in jener konzeptio-
nellen Klammer, dass Demokratie letztlich auf sozialer Inklusion beruht, dass 
jede soziale Spaltung den gesellschaftlichen Zusammenhalt bedroht und dass 
die Beseitigung von Dissens im Rahmen einer kritischen Öffentlichkeit das 
Herz der bürgerlichen Gesellschaft attackiert.

Wir haben als Herausgeber in die Beiträge nicht redaktionell eingegrif-
fen, für die Beiträge tragen die jeweiligen Autor*innen selbst die Verantwor-
tung. Wir haben auch keine inhaltliche Gruppierung der Beiträge vorgenom-
men, sondern sie alphabetisch gereiht. Ein Autor hatte im Mai bereits seinen 
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200. Geburtstag. Seine Thesen über Feuerbach sind für den gegenständlichen 
Diskurs indes uneingeschränkt von Interesse und Relevanz.

Wir bedanken uns bei allen Autorinnen und Autoren für ihre Beiträge. 
Besonderer Dank gilt dem Mandelbaum Verlag, der das Projekt ohne zu 
zögern betreut hat und uns in allen Phasen unseres Vorhabens die erforderli-
che Unterstützung zuteilwerden ließ. Ein besonderer Dank gilt unserem Lek-
tor Jannik Eder für seine Unterstützung, Beratungen und Korrekturen. Ohne 
seine Hilfe wäre das Buch schlechter geworden. Alle noch bestehenden Män-
gel liegen ausschließlich in unserer Verantwortung.

Wenn wir die politischen Verhältnisse verändern wollen, müssen wir 
zuerst versuchen zu verstehen, wie sie geworden sind, um auf die Frage ant-
worten zu können, welche Handlungsmöglichkeiten bestehen. Folglich dient 
dieses zu Ende Denken nicht nur der je unterschiedlichen Interpretation, son-
dern auch der Veränderung der Welt. Es kann und wird nicht so sein, dass 
alleine der Kanzler der Message Control, sein Vize und ihr Blümel entspre-
chend der 11. Feuerbachthese („die Philosophen haben die Welt nur verschie-
den interpretiert, es kömmt darauf an, sie zu verändern“) handeln. Noch 
befinden sich jene Kräfte und Bewegungen, die am sozialen Zusammenhalt 
der Gesellschaft arbeiten, in Erklärungs-, Begründungs- und Veränderungs-
notstand. Frei nach Bert Brecht gilt aber selbst für das heute zu „Groß-Vise-
grád“ mutierende Europa: „Die Nacht hat zwölf Stunden, dann kommt 
schon der Tag.“

Nikolaus Dimmel & Tom Schmid
Salzburg/Baden, im Sommer 2018


